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Der Stadtrat von Bradford hat auch Anstrengungen gegen die Segregation in-
nerhalb von Schulen unternommen und damit auf die Feststellung reagiert, dass innerhalb 
einiger Bildungseinrichtungen wenig oder keine Interaktion mit ethnischen Minderheiten-
gemeinschaften stattfindet. Gleichzeitig wurde die Politik des Zugangs zu qualitativ hoch-
stehender Bildung im Kontext einer muslimischen Mädchenschule weiter entwickelt. Das 
Feversham College war die erste muslimische Schule, die im Jahr 1984 eröffnet wurde, nach-
dem Muslime Bedenken hinsichtlich des Mangels an reinen Mädchenschulen in Bradford 
geäußert hatten. Die reine Mädchenschule versorgt eine der am stärksten benachteiligten 
Gemeinden in England und wurde als bestes staatliches Gymnasium des Landes eingestuft. 
Dies hat zur Schaffung weiterer reiner Mädchenschulen geführt, nämlich zur Gründung des 
Clayton Girls College und jüngst des Corel College. 

Ein ähnliches Projekt zum Ausbau der interethnischen Kontakte zwischen Schü-
lern wurde in Aarhus durchgeführt. Bei der Zusammenführung von Schülern, Lehrkräften 
und Eltern mit unterschiedlichem kulturellem, sozialem und zweisprachigem Hintergrund 
hat das Projekt „Friendship across“ vierzehn Schulen in Aarhus eingebunden. Die teilneh-
menden Schulen haben auf einer Grundlage von Vorschlägen für gemeinsame Aktivitäten 
und Besuche kooperiert, um den Klassen gemeinsame Erfahrungen zu vermitteln. Neben 
Museums- und Theaterbesuchen haben die Kinder die Möglichkeit zu gegenseitigen Schul-
besuchen und zu Brieffreundschaften. Engagement und gemeinsame Erfahrungen waren 
wichtige Elemente für die Planung des interkulturellen und internationalen Unterrichts, 
und die Stadtverwaltung wird das Projekt „Friendships across“ auf alle einundfünfzig Schu-
len in der Gemeinde ausdehnen.

In Rotterdam hat der Stadtrat Schritte unternommen, um gegen Segregation in 
Schulen, hohe Schulabbrecherquoten und schlechtes schulisches Abschneiden anzugehen. 
Durch das Programm Keten Onderwijs, Jeugd en Integratie [Kette von Bildung, Jugend und 
Integration] strebt der Stadtrat eine Verknüpfung aller Programme und Regelungen in den Be-
reichen Bildung, Jugend, Emanzipation, Integration und Partizipation an, um so einen stabilen 
Bezirk mit solider wirtschaftlicher Grundlage, gesundem Bildungsklima und sozialem Zusam-
menhalt zu fördern. Im Kontext von Bildung und Jugendprogrammen verfolgt der Stadtrat von 
Rotterdam folgende Ziele:

•	 Verringerung der Anzahl der Schulabgänger ohne Qualifikationen in der Altersgruppe 
der 17- bis 23-Jährigen durch Schaffung des Jongerenloket, einer städtischen Anlaufstelle 
für Bildung, Arbeit und Einkommen für junge Menschen;

•	 Gründung der Nieuwe Brede School [Neue Gesamtschule], eines Kooperationsprojekts, 
das die Schulen und die wichtigsten Bildungseinrichtungen einbindet, Leistungen wie 
Sport, Theater/Musik, Sprachunterricht und Sozialarbeit anbietet und die Eltern einbe-
zieht, die für die Erziehung und Bildung eine unverzichtbare Rolle spielen. Das Motto 
lautet: Es bedarf des Engagements einer gesamten Gemeinde, damit ein Kind gut auf-
wachsen kann.

Darüber hinaus hat die Stadt Rotterdam in die Schulinfrastruktur und die Qualität von 
Büchern, Lehrplänen und Lehrern in benachteiligten Gebieten investiert. Die Verhinderung 
der Entstehung von nach Rassen getrennten Schulen erfolgt durch eine Vielzahl freiwilliger 
Maßnahmen, beispielsweise:

•	 Eine doppelte Anmeldeliste, mit der eine Schule versucht, eine ausgewogene Repräsen-
tation der Gesamtbevölkerung in der Gegend zu erreichen. Gibt es zu viele Schüler einer 
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Gruppe, kann der Direktor beschließen, diese Anmeldeliste zu schließen, um die Anmel-
dung anderer Schüler zu ermöglichen. 

•	 Einige „weiße“ einheimische Eltern beschließen als Gruppe den Wechsel an eine so ge-
nannte „schwarze Schule“. Sie möchten, dass ihre Kinder in einem multikulturellen schu-
lischen Umfeld aufwachsen. Diese so genannten „schwarzen Schulen“ bieten zudem viel 
bessere Einrichtungen. 

In Antwerpen ist der gleich-
berechtigte Zugang zu qualitativ hoch-
stehender Bildung für alle eine ent-
scheidende Doktrin der allgemeinen 
Bildungspolitik der Stadt. Die Haupt-
ziele sind eine stärkere Konzentration 
auf Gruppen, die besondere Aufmerk-
samkeit verdienen, die Bekämpfung der 
Schulschwänzerei und die Unterstützung 
von Eltern bei der Kindererziehung. Be-
sondere Aufmerksamkeit wird auch der 
Förderung niederländischer Sprach-
kenntnisse gewidmet. 

3.3.4. Religionsunterricht an staatlichen Schulen

In Mannheim wird an zwei Grundschulen sunnitischer Unterricht und an einer 
Grundschule alevitischer Unterricht erteilt.

Ab dem Schuljahr 2006/2007 wird muslimischer Religionsunterricht an zwölf 
Grundschulen im Bundesland Baden-Württemberg angeboten. Bei dieser Initiative, die an-
fänglich für einen Zeitraum von vier Jahren laufen wird, handelt es sich um eine Innovation 
in Bezug auf die an Schulen in Baden-Württemberg unterrichteten Fächer. Wöchentlich wer-
den von Lehrkräften, die der jeweiligen Religionsgemeinschaft angehören, zwei Unterrichts-
stunden in deutscher Sprache erteilt. Derzeit nehmen 235 Schüler beiderlei Geschlechts an 
diesem Unterricht teil.19 Die didaktischen Kenntnisse wurden sowohl den sunnitischen als 
auch den alevitischen Lehrkräften in sechsmonatigen Lehrgängen vermittelt. Das Projekt 
zum Religionsunterricht, das versuchsweise initiiert wurde, wird durch dieselben beiden 
pädagogischen Hochschulen evaluiert, an die Lehrkräfte ihre Ausbildung absolviert haben.

3.3.5. �Förderung von Kontakten zwischen Lehrkräften mit 
muslimischem und nicht-muslimischem Hintergrund

In Mannheim hat das Institut für Deutsch-Türkische Integrationsstudien und in-
terreligiöse Zusammenarbeit ein Projekt durchgeführt, das die Öffnung und Integration 
des Verbandes der islamischen Kulturzentren mit seinem angegliederten Schülerwohn-
heim zum Ziel hatte. Im Ergebnis standen regelmäßige Kontakte und Arbeitstreffen der 
Lehrkräfte der Humbold-Realschule und der Integrierten Gesamtschule Mannheim-Her-
zogenried mit den Lehrkräften des Wohnheims sowie Schüleraktivitäten mit anderen Ju-
gendgruppen.

19	 Sunnitischer Religionsunterricht wird an zehn Schulen angeboten, alevitischer Unterricht an zwei Schulen. Da ein geeig-
neter Kooperationspartner fehlt, war es nicht möglich, einen Lehrplan für schiitischen Unterricht aufzustellen. Das beson-
dere Merkmal des Modells von Baden-Württemberg besteht darin, dass der Unterricht auf Lehrplänen beruht, die von den 
entsprechenden Religionsgemeinschaften selbst erarbeitet werden.

School children, Rotterdam, copyright: city of Rotterdam
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3.4. Kooperation mit Selbsthilfeorganisationen

Der Prozess der Kommunikation und Konsultation zwischen Stadtbehörden und 
muslimischen Gemeinschaften trägt zur Stärkung von Politiken für den gemeinschaftlichen 
Zusammenhalt bei, deren Ziel die Verbesserung der Situation dieser Gemeinschaften ist. 
Die Einbindung von muslimischen Gemeinschaften in die Politikgestaltung ist wichtig für 
die Entwicklung und Umsetzung von Politiken. Politikgestalter auf kommunaler Ebene 
müssen dafür Sorge tragen, dass die Politik in angemessener Weise den Bedürfnissen der 
muslimischen Gemeinschaften gerecht wird. Dabei kann die aktive und direkte Einbindung 
der muslimischen Gemeinschaften eine der Möglichkeiten sein, mit denen dieses Ziel er-
reicht werden kann. Auch wenn es keine klare Linie dafür gibt, wie die beste Struktur für 
die Interaktion aussieht, stehen mehrere Modelle zur Verfügung. Verschiedene Arten der 
Partizipation können parallel zueinander zur Anwendung kommen und sich wechselseitig 
verstärken.

3.4.1. Kooperationsmodelle 

Der Stadtrat von Bradford hat beispielsweise partnerschaftlich mit wichtigen Part-
nereinrichtungen aus dem privaten, öffentlichen, ehrenamtlichen und gemeinschaftlichen Sek-
tor zusammengearbeitet und dadurch die relevanten Akteure zusammengeführt und für deren 
Beitrag zu dem Prozess der Entwicklung und Umsetzung von Politiken gesorgt: 

•	 Das Bradford Business Ethnic Forum [Ethnisches Wirtschaftsforum Bradford] ist eine 
Organisation, die ethnischen Minderheiten angehörende Unternehmer unterschiedlichen 
Alters, Geschlechts und Hintergrunds aus der gesamten Stadt zusammenführt. Seine Be-
ratungskapazität stärkt den Dialog zwischen den örtlichen Behörden und den schwarzen 
ethnischen Minderheitengemeinschaften über Politiken und öffentliche Versorgungs-
leistungen, die Auswirkungen auf die Fähigkeit von Unternehmern aus schwarzen eth-
nischen Minderheitengemeinschaften haben, Unternehmen zu gründen und erfolgreich 
zu expandieren. 

•	 Die Pakistan Society of West Yorkshire [Pakistanische Gesellschaft von West Yorkshire], 
der mehr als vierhundert pakistanische Familien aus West Yorkshire angehören, bemüht 
sich um ein besseres Verständnis für ein multirassisches und multikulturelles Bewusst-
sein. Sie organisiert regelmäßige Veranstaltungen mit Menschen aller Glaubensrich-
tungen, Kulturen und Hintergründe, in denen religiöse und kulturelle Ereignisse zele-
briert und gefeiert werden. 

•	 Das Consortia of Ethnic Minority Organisations [COEMO, Zusammenschluss ethnischer 
Minderheitenorganisationen], eine Dachorganisation von gemeinschaftsbasierten Orga-
nisationen aus dem Sektor der Freiwilligenorganisationen von schwarzen und ethnischen 
Minderheiten, verfolgt das Ziel, diesem Sektor eine Plattform für die gemeinsame Ent-
wicklung zu bieten.20

•	 Die Organisation Quest for Economic Development [QED, Streben nach wirtschaftlicher 
Entwicklung] engagiert sich für das Vorankommen im Bildungsbereich sowie für den sozi-
alen und wirtschaftlichen Aufstieg von Menschen südasiatischer Herkunft, von denen viele 
Muslime sind, und erbringt Dienstleistungen für diese Gemeinschaften. QED hat in den 
letzten Jahren eine Reihe von Initiativen ergriffen, um die Barrieren zu beseitigen, vor de-
nen Menschen südasiatischer Herkunft bei ihrer Integration in die Gesellschaft stehen.21 

20	 http://www.coemo.co.uk/html/about_us.html.
21	 http://www.ledis.co.uk/abstract.php?id=A848.
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•	 Die Asian Trades Link [ATL, Asiatische Handelsverbindung] vertritt und fördert den 
Sektor der ethnischen Minderheiten in der Wirtschaft in Yorkshire und erbringt Dienst-
leistungen für sozial ausgegrenzte Gemeinschaften. Die ATL setzt sich durch Kooperati-
on mit Partnern aus dem privaten und öffentlichen Sektor für die wirtschaftliche Erneu-
erung und Entwicklung von Unternehmen der schwarzen ethnischen Minderheit in der 
Region ein. 

•	 Der Council for Mosques [CfM, Rat für Moscheen] ist eine Organisation, die sich aus 
zwei Mitgliedern jeder Moschee in Bradford zusammensetzt. Er bietet Unterstützung 
und Orientierungshilfe für Muslime im Zusammenhang mit Schulen, Bildung, sozialen 
Versorgungsleistungen sowie der Gesundheit der muslimischen Gemeinschaft.

In Aarhus ist die Einbindung der Bürger ein sehr wichtiges Thema. Dies gilt sowohl 
generell als auch speziell im Hinblick auf die Entwicklung und Umsetzung einer neuen Inte-
grationspolitik, die unter anderem durch Partizipationsprozesse in Gellerup, einem benachtei-
ligten städtischen Gebiet im westlichen Teil der Stadt, inspiriert wurde. Der Stadtrat hat auch 
die Imame aufgerufen, Debatten über die Integrationsagenda zu eröffnen. 

Der Beauftragte für Integration und Migraton der Stadt Mannheim spielt eine wich-
tige Rolle als proaktive Kontaktperson und Mittler zwischen der Stadt und den an die Mo-
scheen angegliederten Vereinigungen. In den letzten drei Jahren hat das direkte Herantreten 
an die und die Einbindung der den Moscheen angegliederten Vereinigungen Früchte getragen, 
indem eine stärkere Beteiligung der muslimischen Gemeinschaften, insbesondere von Frauen 
und Jugendlichen, am Leben der Stadt zu verzeichnen war. Zu den praktischen Ergebnissen 
gehörten die aktive Beteiligung der arabischen Al Faruq Moschee aus dem Bezirk Neckarstadt-
West, beispielsweise an dem Streitschlichterprojekt Köprü, an bürgerschaftlichen Arbeitsgrup-
pen des Quartiermanagements, am Straßenreinigungsprogramm Picco Bello des Bezirks sowie 
an dem im Jahr 2006 im Bezirk veranstalteten Festival der Kulturen.

In Mannheim hat sich die direkte Einbeziehung muslimischer Organisationen an 
Integrationsmaßnahmen als besonders effektiv erwiesen. Das Beispiel der Frauensektion der 
lokalen Moschee Türkisch-Islamische Union der Anstalt für Religion [DITIB] und deren ge-
lungene Beteiligung an den Bundesintegrationskursen zeigt, welche Bedeutung eine angemes-
sene Ansprache für den Erfolg einer Maßnahmen haben kann. Ein anonyme Kursbewerbung 
über einen türkischsprachigen Flyer hatte keinerlei Wirkung. Erst die persönliche Ansprache 
durch eine Muttersprachlerin weckte das Intresse an den Sprachkursen. Im Anschluss an das 
Informationstreffen verständigten sich die Veranstalter und die Frauen über die Bedingungen 
für den am besten geeigneten Kurs. Das Ergebnis war, dass drei Frauenkurse (mit Kinderbe-
treuung) stattfanden. Ein wesentlicher Faktor für die Erreichung dieses Ergebnisses war das 
Angebot, das erste (100-stündige) Kursmodul in der vertrauten Umgebung der Moschee abzu-
halten. Ein zweiter wichtiger Faktor für die erfolgreiche Etablierung dieser Frauenkurse war die 
Bereitstellung einer muslimischen Kontaktperson durch den Anbieter der Kurse, die den Kurs-
teilnehmerinnen Beratung und Unterstützung bot. Es steht außer Zweifel, dass in einer Teil-
nehmergruppe mit gemischtem ethnischem oder kulturellem Hintergrund bessere praktische 
Ergebnisse erzielt werden. Auch in Bezug auf die Erreichung der Integration ist eine gemischte 
Teilnehmergruppe effektiver. Für manche Zielgruppen ist jedoch die familiäre, vertraute Grup-
pensituation eine unabdingbare Voraussetzung für die Teilnahme an solchen Kursen.

In Antwerpen verwaltet das Integrationsressort einen Fonds, der Zuschüsse für Ak-
tivitäten zur Förderung der Idee des Zusammenlebens in Vielfalt gewährt. Gegenwärtig laufen 
drei Bildungsprojekte, die von Vereinigungen vorgeschlagen wurden und durch das Integra-
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tionsressort gefördert werden. 

Der Stadtrat von Rotterdam hat die Errichtung der Gründungsplattform für isla-
mische Organisationen in der Region Rijnmod [SPIOR] gefördert.22 Heute gehören SPIOR etwa 
42 Organisationen mit unterschiedlichem Hintergrund (marokkanisch, türkisch, surinamisch 
und pakistanisch) an. Die Plattform bietet die Teilnahme an gemeinsamen Projekten an und 
veranstaltet Sprachkurse. Zudem erteilt sie Religionsunterricht an 30 staatlichen Schulen. Es 
gibt 18 Lehrkräfte, die für SPIOR arbeiten. Im Bildungsbereich veranstaltet SPIOR Kurse für 
Imame zu der Frage, wie sie in der Gesellschaft mehr Wirkung erlangen können, sowie Kurse, 
deren Ziel die Emanzipation muslimischer Frauen ist. Diese Kurse wurden durch das Sozialmi-
nisterium subventioniert. SPIOR führt ein Projekt durch, das sich mit der Frage der „Zwangse-
hen“ befasst und auf einer genauen Erläuterung des Korans beruht, der die Zustimmung beider 
Seiten betont. Darüber hinaus entwickelt SPIOR Kurse zum Islam, in denen der Mehrheits-
gesellschaft der Aspekt „Lehre“ erläutert wird und Unterschiede zwischen verschiedenen eth-
nischen Muslimgruppen erklärt werden.

3.4.2. Bau von Moscheen und Gebetshäusern 

Seit den 1990er Jahren werden die Städte des LCN mit Baugenehmigungsanträgen 
für Moscheen konfrontiert. Baugenehmigungsanträge hatten in verschiedenen Regionen 
und Städten unterschiedlich viel Erfolg. Derartige Projekte stießen oftmals auf Widerstand, 
insbesondere seitens der Anwohner. Die Lösung, Genehmigungen für den Bau von Mo-
scheen in Industriegebieten zu erteilen, wurde für politisch weniger brisant erachtet und 
wurde daher von einigen Stadträten angewandt. Industriegebiete sind jedoch kaum ein an-
gemessenes Umfeld für eine religiöse und soziokulturelle Einrichtung. Um interreligiöse und 
kulturelle Kontakte zwischen muslimischen und nicht-muslimischen Bevölkerungsgruppen 
zu fördern, stellt die Lokalisierung von Moscheen im Umfeld von Wohngebieten in Bezug 
auf Integration und gemeinschaftlichen Zusammenhalt einen angemesseneren Ansatz dar.

Die Moschee Yavuz Sultan Selim der DITIB-Gemeinde in Mannheim wurde im 
Jahr 1995 eröffnet und ist derzeit noch Deutschlands größte Moschee. Die politische Ent-

22	 Siehe http://www.spior.nl/

Turkish Mosque next to Catholic church, Mannheim, copyright: city of Mannheim, Section 19

Turkish Mosque in Rotterdam
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scheidung der Stadt, die Genehmigung für den Bau dieser Moschee im dicht bevölkerten 
Stadtzentrum Mannheims zu erteilen, basierte auf den Bemühungen des Stadtrats, die Tat-
sache deutlich zu machen, dass Muslime in Mannheim einen integralen Bestandteil der 
Gesellschaft bilden. Die Moschee, die zudem gegenüber einer katholischen Kirche errichtet 
wurde, symbolisiert den Wandel, der sich in der Bevölkerungsstruktur Mannheims in den 
letzten Jahrzehnten vollzogen hat, und bestätigt zugleich, dass sich der Islam als perma-
nentes Element der religiösen Kultur Deutschlands und Europas etabliert hat. Sie bedeu-
tet Anerkennung und Bekräftigung der Zugehörigkeit  der muslimischen Bevölkerung zur 
Stadt. Durch ihre Unterstützung der Idee der „Offenen Moschee“, die einer nicht-musli-
mischen Öffentlichkeit Zutritt zu der Moschee bietet, hat die türkische muslimische Ge-
meinschaft einen beträchtlichen Beitrag zu der Sicherung dieser dauerhaften Anerkennung 
geleistet. Die Kommune bestand auf der Idee der Offenen Moschee als Faktor einer inte-
grierten Stadt. Mehr als 250 000 Besucher haben bislang an Führungen durch die Moschee 
teilgenommen. Auf diese Weise hat sich die DITIB-Moschee inzwischen als Magnet für die 
Öffentlichkeit etabliert, teilweise im Rahmen der bundesweit durchgeführten Langen Nacht 
der Museen (mit mehr als 30 000 Besuchern in Mannheim), teilweise aber auch durch die 
Veranstaltung Nachtwandel des Bezirks, die innerhalb einiger Tage mehrere Tausend Men-
schen angezogen hat.

3.4.3. Einbindung junger Muslime in das Gemeindeleben

In Rotterdam hat SPIOR, der Dachverband der Nichtregierungsorganisationen, 
ein Projekt entwickelt, um gegen Diskriminierung beim Zugang zu Beschäftigung anzuge-
hen, und hat sich ferner an Verhandlungen mit den Vorständen und Ausschüssen von Mo-
scheen beteiligt, um mehr muslimische Jugendliche in das Gemeindeleben einzubinden. 

Mannheim hat mehr als ein Dutzend aktive muslimische Organisationen. In An-
betracht des großen Anteils Jungendlicher an der muslimischen Bevölkerung Mannheims 
hat der Integrationsbeauftragte der Stadt das Projekt Perspektiven für junge Muslime schaf-
fen entwickelt. Mit Unterstützung des Bundesinnenministeriums wurden im Rahmen dieses 
Projekts Strukturen und Einrichtungen für die Jugendarbeit in ausgewählten Moscheeverei-
nen etabliert, jeweils im Einklang mit den Bedürfnissen der betreffenden jungen Menschen. 

Young people, Rotterdam, copyright: city of Rotterdam
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Mehr als 18 Teilnehmer beiderlei Geschlechts aus fünf Moscheevereinen erhielten 100 Stun-
den Schulung in der organisatorischen Planung und Durchführung von Maßnahmen und 
Kleinprojekten sowie in den Grundlagen der Bildungsarbeit mit Kindern und Jugendlichen. 
Wer den Kurs erfolgreich absolvierte, qualifizierte sich für eine Jugendleiterkarte. 

Ein weiterer entscheidender Aspekt dieses bundesweit einmaligen Pionierpro-
jektes war die Zusammenarbeit mit den Vorständen der für die einzelnen Moscheevereine, 
um deren Unterstützung für die Schaffung von Strukturen zu gewinnen, mit denen junge 
Menschen unter eigener Verantwortung Jugendarbeit in den Moscheen durchführen und 
Verbindungen zu bestehenden Netzen im Bezirk sowie zu Jugendgruppen im Allgemeinen 
herstellen konnten. Die praktischen Ergebnisse, die mit diesem Projekt erzielt wurden, sind 
die Mitgliedschaft der alevitischen Jugendgruppe im Stadtjugendring, die Gründung einer 
DITIB-Jugendgruppe mit eigener Satzung und eigenen Räumlichkeiten, die in Eigenregie 
Veranstaltungen organisiert, die zwischen allen teilnehmenden Moscheevereinen und nicht-
muslimischen Jugendgruppen geschmiedeten Kontakte sowie nicht auf eine einzige Vereini-
gung beschränkte Aktivitäten, die mit Akteuren aus den jeweiligen Stadtteilen unternommen 
werden. Die Offenheit, die durch das Projekt gefördert und erreicht wurde, hat sich jetzt 
– zwei Jahre nach Projektende – als eine tragfähige und fruchtbare Grundlage für eine noch 
weiter zu entwickelnde Beteiligung der Moscheevereine am gemeinschaftlichen Leben in der 
Stadt erwiesen.

3.5. Gemeinschaftlicher Zusammenhalt

Die Frage des sozialen und gemeinschaftlichen Zusammenhalts steht in enger 
Verbindung mit dem Management der Vielfalt. Die Vielfalt betrifft nicht nur muslimische 
Gemeinschaften. Vielmehr muss die Stadt Gleichstellung, Vielfalt und Zusammenhalt in 
Einklang bringen – Menschen gleich aber differenziert behandeln und für ein Zusammenge-
hörigkeitsgefühl sorgen. Die Veränderungen in der Bevölkerungsstruktur der Städte haben 
starke Auswirkungen für die Begriffe Identität, Vielfalt, Zugehörigkeit und sozialer Zusam-
menhalt. Die Städte werden in kultureller und ethnischer Hinsicht immer uneinheitlicher, 
und es ist durchaus realistisch, davon auszugehen, dass innerhalb der nächsten beiden Jahr-
zehnte in mehreren Städten die heutigen ethnischen Minderheitengemeinschaften die Be-
völkerungsmehrheit stellen werden.

Wird nicht wirksam gegen die weite Verbreitung von Diskriminierung, Ungleichbe-
handlung und sozialer Ausgrenzung muslimischer Gemeinschaften angegangen, wird dies für 
die Stadt möglicherweise desaströse Folgen haben, sowohl in sozialer als auch in wirtschaft-
licher Hinsicht. In sozialer Hinsicht, weil der Zusammenhalt untergraben werden könnte, 
wenn sich ein signifikanter Teil der Gemeinschaft entfremdet und entrechtet fühlt und kein 
Zugehörigkeitsgefühl hat. In wirtschaftlicher Hinsicht, weil die fehlende Integration aller Be-
wohner die Fähigkeit der Stadt untergräbt, weiterhin mit anderen Städten auf nationaler und 
internationaler Ebene konkurrieren zu können, da das Potenzial eines erheblichen Teils ihrer 
Bevölkerung nicht in vollem Umfang genutzt wird. Partnerschaften zwischen mehreren Stel-
len, in die alle relevanten Akteure – beispielsweise Stadtrat, Polizei, religiöse oder gemein-
schaftliche Einrichtungen, Unternehmer und Sportverbände – eingebunden werden, sind von 
entscheidender Bedeutung für den Aufbau von gemeinschaftlichem Zusammenhalt. 

Zwar waren es in vielen Fällen die Städte, die die Führungsrolle übernommen haben 
und strategische Entwicklungsprogramme vorgeschlagen haben, die alle relevanten Akteure 
mit ins Boot brachten, zuweilen reagierten Städte aber auch auf Aufrufe mit der Forderung, 
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mittels eines allgemeinen strategischen Konzepts, auf das dann konkrete Schritte und poli-
tische Maßnahmen folgten, gegen Ungleichheiten anzugehen. Erfahrungen des Local Commu-
nities Network lassen darauf schließen, dass eine Kluft zwischen Religionsgemeinschaften in 
manchen Gemeinden eine wirksame Zusammenarbeit und Unterstützung bei der Behandlung 
von Angelegenheiten von gemeinsamem Interesse behindert. Manche Städte führten Untersu-
chungen und Konsultationen durch, um herauszufinden, in welchem Umfang muslimische Or-
ganisationen, beispielsweise Moscheenräte und –ausschüsse oder Imame, eine positive Rolle 
für die Integration und die Beteiligung von Muslimen an der Gesellschaft spielen können.

Die auf den gemeinschaftlichen Zusammenhalt bezogene Zielsetzung, die Gleichbehand-
lung und Nichtdiskriminierung in die Praxis umzusetzen, muss auf Zielsetzungen, kon-
kreten Zielen und Indikatoren beruhen und mit operativen Maßnahmen, Überwachung 
und Evaluierung der Umsetzung einhergehen. 

Zielsetzungen: positives Zusammenleben; aktive Teilhabe an der Gesellschaft; Aufbau 
von Verbindungen und Beziehungen; Stolz auf die Stadt zu empfinden.

Wenn die Zielsetzungen ermittelt sind, müssen sie in die konkretere Form von Zielen und 
Indikatoren gebracht werden, anhand derer ein Benchmarking der tatsächlichen Fort-
schritte bei der Umsetzung der Politik möglich ist. 

Indikatoren: Sicherheitsempfinden in der Gemeinde; Arbeitslosigkeit; Harmonieempfin-
den in der Gemeinde; Niveau der Zufriedenheit; Ausmaß von Hassdelikten; Unterschiede 
beim Abschneiden im Unterricht; Beteiligung am demokratischen Prozess;

Konkrete Ziele und Indikatoren werden durch entsprechende Maßnahmen erreicht. Die 
folgenden Maßnahmen könnten für Politikgestalter als Orientierungshilfe bei der Errei-
chung des gemeinschaftlichen Zusammenhalts dienen: 

Maßnahmen: Beseitigung struktureller Benachteiligung und Diskriminierung; Einbin-
dung der Gemeinde; Förderung aktiver Bürgerschaft/„Einwohnerschaft“; Herstellung von 
Verbindungen zwischen Menschen; Management von Wohnvierteln und städtischen In-
frastrukturen; Verringerung von Hassdelikten; Innovationen im Bereich der Versorgungs-
leistungen; Arbeit an der Ausgewogenheit der Erwerbsbevölkerung; Verbesserung der Kri-
senreaktion; Aufbau von Führungsqualitäten; Verringerung von Straftaten und Störungen 
der öffentlichen Ordnung; Konfliktvermeidung; Einführung von Dialog und Sensibilisie-
rungskampagnen; Informationsmanagement; Zusammenarbeit mit den Medien.

3.5.1. Gemeinschaftlicher Zusammenhalt als Strategie

3.5.1.1. �Bradford Vision – die kommunale strategische Partnerschaft 
für den Bezirk

In Bradford waren die Beziehungen zwischen Rassen und Gemeinschaften, 
insbesondere im Innenstadtbereich, schlecht und verschlechterten sich noch weiter, als 
andere soziale Probleme, beispielsweise Prostitution, Kriminalität, Drogen, Bandenkriege 
usw., hinzukamen. Zugleich glaubten die in den Vorstädten lebenden Menschen in zuneh-
mendem Maße, dass es sich dabei um die „Probleme der Minderheitengemeinschaften“ 
handelte. Während das Vorliegen ernst zu nehmender rassischer Ungleichheiten in der 
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Stadt hinlänglich dokumentiert und weithin anerkannt ist, wird die hohe Konzentration 
von der „Unterklasse“ angehörenden Minderheiten¬gemeinschaften im Innenstadtbereich 
von Bradford aller Voraussicht nach noch für mehrere Jahrzehnte ein Problem bleiben. Aus 
einer Vielzahl sozialer, kultureller und wirtschaftlicher Gründe werden selbst die jüngeren 
Generationen von Muslimen höchstwahrscheinlich nicht aus dem Cluster ihrer Gemein-
schaften wegziehen. Trotz der Tatsache, dass die muslimischen Gemeinschaften in der 
Stadt erheblich mehr unter rassischen Ungleichheiten und anderen Problemen in Bezug 
auf die soziale Ordnung leiden, sind auch andere Gemeinschaften, beispielsweise süda-
siatische, chinesische, afrikanische und karibische Gemeinschaften, in die Beziehungen 
zwischen den Rassen eingebunden.

In Reaktion auf die strukturellen Probleme und die Dringlichkeit der Situation 
verabschiedete der Stadtrat das Programm „Bradford Vision - District‘s Local Strategic Part-
nership“ [Vision Bradford – kommunale strategische Partnerschaft für den Bezirk] – als 
ernst gemeinten Versuch, alle ethnischen Minderheitengemeinschaften in der Stadt in ei-
ner gemeinsamen Plattform für künftige gute Beziehungen zwischen den Rassen im Be-
zirk zusammenzuführen. Ihr Hauptziel ist die Erreichung der Ziele, die in der langfristigen 
Vision des Bezirks für das Jahr 2020 festgeschrieben wurden - ein Wirtschaftssystem mit 
hohem Qualifikations- und Einkommensniveau zu sein, in dem Menschen aus allen Ge-
meinschaften berechtigterweise stolz darauf sind, in dem Bezirk zu leben, zu arbeiten, zu 
investieren und aktiv zu werden. Als lokale strategische Partnerschaft bietet die Bradford 
Vision strategische Führung, indem sichergestellt wird, dass in dem Bezirk eine echte Part-
nerschaft zum Tragen kommt, die den gemeinschaftlichen Zusammenhalt und die Harmo-
nie innerhalb der Gemeinschaft fördert. 

Im Rahmen der Bradford Vision wurden mehrere Partnerschaften begründet. Die 
Bradford Diversity Exchange [Börse der Vielfalt], eine bezirksweite Partnerschaft, deren 
Ziel darin besteht, flexibel und anpassungsfähig auf Veränderungen zu reagieren, die sich 
auf die Art und Weise auswirken, in der Gemeinschaften innerhalb des Bezirks leben, ler-
nen, arbeiten und agieren. Ihr Ziel ist die Förderung des Lernens über Bürgerrechte in allen 
Gemeinschaften. Eine weitere strategische Kooperation zwischen mehreren Stellen bildete 
die Bradford District Safer Communities Partnership [Bezirkspartnerschaft für sicherere 
Gemeinschaften], in der die Polizei von West Yorkshire und der Stadtrat von Bradford den 
Vorsitz führen. Es handelt sich dabei um eine Partnerschaft zwischen mehreren Organisa-
tionen, die sich dafür einsetzen, den Bezirk sicherer zu machen. Sie führt viele verschie-
dene Organisationen und Gemeinschaften aus dem gesamten Bezirk zusammen und zielt 
darauf ab, die Lebensqualität für alle, die in Bradford leben, arbeiten oder zu Besuch sind, 
zu verbessern.

3.5.1.2. �Islam und Integration – die Rotterdamer Programme und 
Debatten

In Rotterdam gab es drei strategische Programme:

Im Jahr 1993 lancierte der Stadtrat von Rotterdam das Programm People Make the 
City als Form einer konkreten Sozialpolitik. Es handelt sich um ein Programm, durch das An-
wohner aufgefordert und darin bestärkt werden, Schritte zu unternehmen, um den sozialen 
Zusammenhalt in ihrer Straße zu fördern. Mit diesem Ansatz soll das soziale Klima in benach-
teiligten Gebieten verbessert werden, mit dem wichtigen Nebeneffekt, dass Bewohner einge-
bunden werden, die Politik normalerweise als etwas für sie selbst sehr Lebensfernes betrachten. 
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In dieser Hinsicht wirkt das Programm als eine Schule für aktive Bürgerschaft und macht Idea-
le (Bürgerschaft, Partizipation, Vielfalt), die oftmals abstrakt sind, zu etwas Konkretem.

Insbesondere das „Straßenkonzept“ wurde in den letzten vier Jahren weiter entwi-
ckelt. Es gibt heute 1 600 Straßen, in denen eine oder mehrere Aktivitäten stattfinden. Es ist 
jedoch nicht die quantitative Veränderung, die dabei für Rotterdam von Interesse ist, da diese 
1 600 Straßen etwa 90 Straßen umfassen, in denen im Rahmen des neuen Programms People 
Make the City intensive Förderung gewährt wird. Der Zweck besteht nicht einfach darin, Pro-
zesse zu erleichtern, sondern vor allem darin, neue Prozesse einzuleiten, indem beispielsweise 
die Bewohner einzeln aufgesucht werden oder indem Vereinbarungen mit den betroffenen Par-
teien getroffen werden. In Bereichen, in denen die Bürger nicht selbst die Initiative ergreifen, 
hat der Stadtrat eine konkrete und aktive Vorgehensweise gewählt.

Auf der Ebene der einzelnen Straßen umfasst das Programm vier Komponenten:

•	 Organisation von Aktivitäten durch die Gemeinschaft;

•	 Absprachen zur Verbesserung der Lebensqualität;

•	 Vereinbarungen zwischen Einwohnern und öffentlichen Einrichtungen über das Manage-
ment öffentlicher Räume;

•	 Schulung von in das Straßenkonzept eingebundenen Führungskräften.

Im Verlauf der Erarbeitung der gemeinschaftlichen Vision und des strategischen 
Plans organisierte die Stadt Rotterdam öffentliche Debatten über die Rolle des Islam in Rot-
terdam. Dieser Bottom-up-Ansatz, an dem sich muslimische und nicht-muslimische Einwoh-
ner der Stadt beteiligten, befasste sich mit der Integration von Muslimen und den zwischen 
Muslimen und Nicht-Muslimen bestehenden Spannungen. Die öffentlichen Debatten wurden 
in sechs Schritten organisiert. Als Erstes organisierte die Stadt im Februar 2004 Sachverstän-
digentreffen, auf denen die wichtigen Fragen ermittelt wurden, beispielsweise Wertesysteme 
und Normen, Zusammenleben in Vielfalt, Situation muslimischer Frauen, Rolle von NRO, Bil-
dungssituation und wirtschaftliche Lage von Muslimen, Gleichberechtigung und Rolle der Me-
dien. Die öffentlichen Debatten fanden im März und April 2005 statt; sie führten 1 500 Muslime 
mit türkischem, surinamischem, marokkanischem und anderem Hintergrund zusammen, die 
sich an diesen Debatten beteiligten. Während die Stadt die Debatten für Muslime organisierte, 
wurden die Debatten für Nicht-Muslime durch den muslimischen Dachverband SPIOR organi-
siert. Die Schlussfolgerungen der öffentlichen Debatten flossen in die Gemeinschaftscharta von 
Rotterdam ein und bildeten die Grundlage für die strategische Vision von Rotterdam.23 

Das dritte strategische Programm „Join in or stay behind“ [Mach mit oder bleib 
zurück], das in Reaktion auf die Ermordung des niederländischen Filmemachers Theo van 
Gogh entwickelt wurde, wendet sich gegen die zunehmende Radikalisierung und Gewaltbe-
reitschaft von Jugendlichen. Das Programm „Join in or stay behind“ wurde zum Gegenstand 
weit reichender Debatten sowie von Kritik seitens der muslimischen Gemeinschaften. Seine 
Zielsetzungen sind: (1) Verhinderung der Radikalisierung, (2) Überwachung muslimischer Ju-
gendlicher, bei denen eine Radikalisierung zu erwarten ist, und (3) Bekämpfung radikalisierter 
Einzelpersonen. 

23	 Islam und Integration: Social Integration (Soziale Integration), April 2005 http://www.rotterdam.nl/Rotterdam/Internet/
Overig/rdm/Bureau%20sociale%20integratie/Analysis%20of%20public%20debates%20def.pdf
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3.5.1.3. Integrationspolitik in Aarhus

Im Juni 2007 verabschiedete die Stadt Aar-
hus eine neue Integrationspolitik für alle ethnischen 
Minderheiten. Mithilfe der Politik soll demonstriert 
werden, dass Integration ALLE angeht – nicht nur die 
Stadtverwaltung, sondern jeden Einzelnen – indem 
die Themen Bürgerschaft, sozialer Zusammenhalt 
und Antidiskriminierung zu ihren zentralen Schwer-
punkten gemacht werden. Daher war ein sehr wich-
tiges Element für den gesamten Prozess der Festlegung 
und Realisierung einer neuen Integrationspolitik die 
Einbindung der Bürger, und zwar sowohl während als 
auch nach der Verabschiedung der neuen Politik. Das 
Ziel der Politik bestand darin, den Zusammenhalt in 
Aarhus zu stärken und sicherzustellen, dass sich jeder 
– unabhängig von ethnischem oder kulturellem Hin-
tergrund – als aktiver Einwohner der Stadt beteiligt 
und grundlegende Werte und demokratische Prin-
zipien achtet. 

3.5.2. Auf Wohngebiete ausgerichtete Projekte

In Mannheim erlangen die vom Stadtrat angenommenen und auf Wohngebiete 
ausgerichteten Konzepte auf Bezirksebene immer mehr Bedeutung für die Erreichung eines 
erhöhten Maßes an Integration und Einbindung von Migranten in das Gemeindeleben. Das 
Projekt Zuwanderer in der Stadt, das von der Schader-Stiftung koordiniert wurde und acht 
große deutsche Städte zusammenführte, ist ein Beleg für den Erfolg dieses Konzepts.24

In Antwerpen sind die städtischen Dienste und Akteure aus dem Sektor der Nicht-
regierungsorganisationen auf der Suche nach Ereignissen und symbolischen Aktionen, die 
zum Entstehen eines Gemeinschaftsgefühls beitragen. Das Integrationsressort hat sich mit 
den Stadtteilprogrammen und anderen Partnern zusammengetan, um Möglichkeiten für 
die Ausgestaltung einer stadtteilorientierten städtischen Infrastrukturpolitik zu finden, die 
Möglichkeiten für interkulturelle Begegnungen bietet. Das Integrationsressort setzt Förder-
mittel für Vereinigungen und Verbände zielgerichteter ein, um Begegnungen und Kontakte 
zwischen Bevölkerungsgruppen zu fördern. 

In Aarhus wurde in dem benachteiligten Gebiet Gellerup im westlichen Teil von 
Aarhus zwischen 2001 und 2007 das Projekt URBAN durchgeführt, das eine große Zahl von 
Jugendlichen und älteren Menschen zusammenführte.

3.5.3. Gemeinschaftlicher Zusammenhalt durch Sport

Sport spielt eine wichtige Rolle für den Aufbau des gemeinschaftlichen Zusam-
menhalts. Der Stadtrat von Bradford hat eng mit dem Bradford Bulls Rugby Club, dem 
Bradford City Football Club und dem Yorkshire County Cricket Club zusammengearbeitet, 
um den Zusammenhalt zwischen Gemeinschaften durch ein gemeinsames Interesse – den 
Sport – zu fördern. Der Bradford Bulls Rugby Club und der Bradford City Football Club 

24	 Die Dokumentation der Ergebnisse (in Englisch und Deutsch) ist abrufbar unter www.zuwanderer-in-der-stadt.de
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warben für die Kampagnen „Kick Racism Out“ [etwa: Zeig Rassismus die rote Karte] und 
„Give Racism the Boot“ [etwa: Stell Rassismus ins Abseits], zu denen sie auch öffentlich 
den Startschuss gaben. Auch der Yorkshire County Cricket Club verbreitete positive Bot-
schaften zur Förderung des Zusammenhalts. 

Der Stadtrat fördert asiatische Sportarten wie Kabaddi, Beeni (spezielle Form des 
Armdrückens), Basant (Drachenfest) und Feldhockey, um den gemeinschaftlichen Zusam-
menhalt zu fördern und die ältere Generation der asiatischen Einwohner mit ins Boot zu 
holen. Neben diesen asiatischen Sportarten werden auch traditionelle britische Sportarten 
wie Football, Cricket und Rugby gespielt. 

Für die Förderung des Zusammenhalts im Bezirk ist auch der Einsatz von Iden-
tifikationsfiguren von entscheidender Bedeutung. Imran Khan, ehemaliger Mannschafts-
kapitän und Gewinner des Cricket Weltcups für Pakistan im Jahr 1992, der kürzlich zum 
Rektor der Universität Bradford berufen wurde, ist in dem Bezirk zu einer Ikone und Iden-
tifikationsfigur geworden. Durch seine Rolle an der Universität und seine frühere Rolle als 
Sportstar hat er sich für die Sache des Zusammenhalts eingesetzt.

Auch der Yorkshire County Cricket Club hat die Bedeutung des Einsatzes von 
Identifikationsfiguren für die Förderung des Zusammenhalts und die Beseitigung von Bar-
rieren erkannt. Er hat Spieler aus Pakistan und Indien unter Vertrag genommen, wobei 
insbesondere die kürzliche Verpflichtung des ehemaligen pakistanischen Kapitäns des Cri-
cket-Teams, Inzamam-ul-Haq, zu nennen ist. Dies hat dazu geführt, dass der Yorkshire 
County Cricket Club eine breite Palette von Maßnahmen ergriffen hat, um im gesamten 
Kreis ethnischen Minderheiten angehörende Spieler zu finden und aufzubauen, um diesen 
alle Chancen zu geben, künftig auf höchstem Niveau für den Kreis spielen zu können. 

In Mannheim beteiligte sich der Verband der islamischen Kulturzentren im Jahr 
2006 erstmalig an einem stadtweiten Jugendfußballturnier, an einer Klassenfahrt nach Berlin, 
die eine Führung durch den Bundestag umfasste, sowie an Workshops zur Verhütung von 
Gewalt, die durch Jugendliche und Lehrer der städtischen Jugendhilfe organisiert wurden. 

3.5.4. �Gemeinschaftlicher Zusammenhalt durch interreligiösen 
Dialog

Um den Dialog über Glauben und Religion zu fördern, unterstützte der Stadtrat 
von Bradford kürzlich eine Initiative des Faith Forum [Glaubensforum], das Menschen 
aller Religionen und Menschen ohne Religionszugehörigkeit mit dem Ziel zusammenführt, 
Verständnis, offene Debatten und Zusammenarbeit zwischen Menschen verschiedener 
Glaubensrichtungen zu fördern.

Nach der Errichtung der Moschee Yavuz Sultan Selim in Mannheim wurde das 
Institut für Deutsch-Türkische Integrationsstudien und interreligiöse Zusammenarbeit ge-
gründet, um Informationen über den Islam bereitzustellen und den interreligiösen Dialog 
in der Stadt weiter zu fördern. Die Gründung des Instituts resultierte aus Bürgertreffen 
vor dem Bau der Moschee und entspricht dem Verlangen nach Offenheit und Information 
über die neue Moschee und ihr „Innenleben“. Seit 1995 konzentrierte sich die Arbeit des 
Instituts auf Führungen durch die Moschee Yavuz Sultan Selim sowie auf die Veranstaltung 
religionsübergreifender Feiern zusammen mit Schulen. Das Angebot an Aktivitäten wurde 
ausgeweitet und umfasst jetzt auch fachbezogene Veranstaltungen und Seminare; Musli-
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me nehmen ebenso wie Christen an den regelmäßigen Abendveranstaltungen des Instituts 
mit Sufi-Musik und Tanz teil, die auch für die innerislamischen Kontakte zwischen Alevi-
ten und Sunniten förderlich sind. In den letzten Jahren umfasste die Arbeit des Instituts 
die Organisation religionsübergreifender Jugendprojekte, beispielsweise des Dialogprojekts 
Wert-All, das junge Christen, Muslime und Juden zusammenführte. Das Ziel war der Ver-
gleich der Werte der verschiedenen Religionen und die Erörterung von deren Bedeutung 
im Leben der jungen Menschen.

Die Stadt Mannheim hat – in Zusammenarbeit mit der muslimischen Gemein-
schaft – die Moschee Yavuz Sultan Selim für die breite Öffentlichkeit geöffnet. Ein weiterer 
Aspekt des wachsenden Interesses der Moscheen an einer Öffnung für eine breitere Öffent-
lichkeit umfasst „Einladungen zum Fastenbrechen“ im Ramadan an Vertreter der christ-
lichen und jüdischen Gemeinschaft Mannheims sowie an Vertreter der Stadtpolitik und der 
Stadtverwaltung. Ferner beschränken sich die Einladungen anlässlich des Ramadan nicht 
mehr auf die DITIB-Moschee Yavuz Sultan Selim. Auch andere islamische Gemeinschaften 
– beispielsweise die Fatih-Moschee (Milli Görüs), die bosnische Moschee, der Türkisch-
Deutsche Bildungsverein und die Ahmaddiyya-Gemeinschaft – sprechen inzwischen Ein-
ladungen an Angehörige anderer Glaubensrichtungen und öffentliche Funktionsträger aus, 
anlässlich dieses Festes zusammenzukommen.

Im Rahmen der im Jahr 2007 stattfindenden Feiern zur Stadtgründung von Mann-
heim vor 400 Jahren wurde im Mai im Stadtzentrum die Meile der Religionen veranstaltet. 
Die jüdische Gemeinde, die Evangelische und die Katholische Kirche sowie vier muslimische 
Gemeinschaften (DITIB, Milli Görüs, die Aleviten und die bosnische Moschee) luden die 
Menschen ein, zu einem Gastmahl zusammenzukommen und auf Bänken an über 100 Ti-
schen miteinander ins Gespräch zu kommen. Zudem waren auch die in diesem Bereich 
gelegenen Sakralbauten und Gebetshäuser aller drei Religionen für Besucher geöffnet.

In Rotterdam und Bradford haben die Stadträte Einführungskurse für Imame 
gefördert, die für die religiöse Betreuung der muslimischen Gemeinschaften aus dem Aus-
land eingereist sind.

3.6. �Controlling, Indikatoren und Evaluierung von Politiken

Gleichstellungspolitiken und Politiken zur Förderung der Vielfalt müssen von 
engmaschigen und fortlaufenden Überwachungs- und Evaluierungsverfahren begleitet wer-
den. Ohne Überwachung ist eine Messung von Verbesserungen unmöglich. Die Umsetzung 
von Politiken und Projekten erfordert eine fortlaufende und wirksame Überwachung und 
Evaluierung von Maßnahmen, Projekten und Politiken und muss von Anfang an erfolgen. 
Werden derartige Maßnahmen nicht ergriffen, bedeutet dies, dass die Bedürfnisse verschie-
dener Gemeinschaften nicht effektiv eingeplant werden. Es ist unverzichtbar, im Verlauf 
der Überwachung alle relevanten Definitionen und Kategorien zu verwenden, um das Ge-
samtbild der verschiedenen Gemeinschaften einzufangen. Die erhobenen Daten werden nur 
dann einen Eindruck davon vermitteln, wie wirksam eine Politik gewesen ist und was ver-
bessert werden muss, wenn diese Daten in die erforderliche Anzahl von Kategorien desag-
gregiert sind. Die Städte könnten beispielsweise – wie im Falle von Bradford und Aarhus 
geschehen – eine Zusammenarbeit mit Universitäten aufnehmen, um die Überwachung und 
Evaluierung von Politiken vorzunehmen. Dabei könnte ein System von Zuschüssen für die 
Durchführung von Forschungsarbeiten über die Umsetzung von Politiken zur Anwendung 
kommen. Überdies ist die gemeinsame Nutzung der erlangten Fachkompetenz und des er-
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worbenen Fachwissens für künftige Politikzyklen sowie für einen Prozess des Voneinander-
lernens von ausschlaggebender Bedeutung. Beispielsweise beteiligt sich Genk am Aufbau 
einer Online-Datenbank mit bewährten Verfahren in Flandern. 

3.6.1. Fundierte politische Arbeit 

Um die Fortschritte bezogen auf die einzelnen Ziele aufzuzeigen, müssen poli-
tische Maßnahmen mit Überwachung und Datensammlung einhergehen. Für eine fundierte 
politische Arbeit ist es wichtig, dass Indikatoren festgelegt und Ziele gesetzt werden sowie 
die Evaluierung von Politiken in die Umsetzung einer gegebenen Strategie für die jewei-
ligen Politikbereiche – zum Beispiel Beschäftigung, Bildung und öffentliche Versorgungs-
leistungen – integriert wird. Auch wenn sich die Gepflogenheiten hinsichtlich der Daten-
erhebung unterscheiden, sollte die Zielsetzung von Stadträten, allen Einwohnern der Stadt 
gerecht zu werden, für die Politikgestalter beim Einsatz aller verfügbaren Mittel für eine 
fundierte politische Arbeit ausschlaggebend sein. Während Bradford berichtete, dass die 
Menschen bei der Frage nach personenbezogenen Informationen nicht eingeschüchtert re-
agieren, ist es der Stadt Mannheim derzeit noch nicht möglich, die muslimische Religions-
zugehörigkeit zu erfassen. Aarhus wendet seit dem Jahr 2000 ein Modell für die Evaluierung 
der Wirksamkeit der Integrationspolitik an. Das Modell ist direkt mit der Aufstellung von 
Zielen für die spezifischen Politikbereiche verknüpft, und die jeweiligen Ressorts sind ge-
meinsam für die Formulierung quantitativer und qualitativer Ziele für ihre Arbeit im näch-
sten Jahr verantwortlich. Es handelt sich um ein vorausschauendes Modell, das sich sowohl 
auf Ziele in einzelnen Bereichen als auch auf das Gesamtergebnis konzentriert; es wird als 
gutes Managementinstrument betrachtet, das den Stadtrat in die Lage versetzt, mit harten, 
quantitativen Daten zu arbeiten. Das Modell bietet zudem einen guten Überblick über das, 
was geplant ist. 

3.6.2. Überwachung des Strafrechtssystems 

Der Stadtrat von Bradford überwacht Zwischenfälle rassistisch motivierter Belä-
stigung und geht somit aktiv gegen derartige Zwischenfälle, die ihm gemeldet werden, vor. 
Dies kann sich – von der Beschäftigung, über Kundenbeschwerden bis zur Bereitstellung 
von Versorgungsleistungen – auf jede Art von Zwischenfall erstrecken.

Das Hauptziel besteht darin:

•	 rechtswidrige Diskriminierung zu verhindern;

•	 Chancengleichheit zu fördern;

•	 gute Beziehungen zwischen Personen verschiedener Rassengruppen zu fördern.

Der Stadtrat von Bradford wendet verschiedene, ihm per Gesetz übertragene Be-
fugnisse an, um seiner Verpflichtung, aktiv und proaktiv auf die Verhinderung jeder Form 
von Diskriminierung – auch aus Gründen der Religion oder des Glaubens – hinzuwirken, 
Geltung zu verschaffen. Seit dem Inkrafttreten der gesetzlichen Bestimmungen zur Gleich-
behandlung (ohne Unterschied der Religion oder des Glaubens) im Bereich der Beschäftigung 
im Dezember 2003 gilt das Verbot der Diskriminierung im Bereich der Beschäftigung aus 
Gründen der Religion oder des Glaubens nicht nur für den normalen Arbeitgeber/Arbeit-



- 41 -

nehmer-Kontext, sondern auch für Amtsträger, Polizisten, Rechtsanwälte, Sozietäten, Han-
delsorganisationen, Qualifizierungseinrichtungen, Berufsbildungseinrichtungen, Arbeits-
vermittlungen und Hochschulbildungseinrichtungen.

Als Teil der Safer Communities Safer Cities Initiative [Initiative Sicherere Ge-
meinschaften – Sicherere Städte] gründete der Stadtrat von Bradford, zusammen mit der 
Polizei von West Yorkshire und ihren Partnern, die Bradford Hate Crime Alliance [BHCA, 
Allianz gegen Hassdelikte].25 Die BHCA ist eine Partnerschaft, die Behörden und Freiwilli-
genorganisationen aus dem gesamten Bezirk umfasst, die sich zusammengefunden haben, 
um gegen die Kriminalität – einschließlich Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Homosex
uellen¬feindlichkeit – vorzugehen. Das vorrangige Ziel ist das Vorgehen gegen Hassdelikte. 
Es ist von entscheidender Bedeutung, dass die Menschen Hassdelikte melden können. Die 
BHCA ist integraler Bestandteil der Strategie des Bezirks gegen Straftaten und Störungen 
der öffentlichen Ordnung und soll zum Aufbau eines stärkeren gemeinschaftlichen Zusam-
menhalts im gesamten Bezirk beitragen. Sie ist Teil des größeren Netzwerks Report-it [Mel-
de es!], das landesweit gefördert wird und in das Kommunalbehörden im gesamten Land 
eingebunden sind.

25	 http://www.hatecrimealliance.co.uk/.
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4. �Fortwährende Herausfordrungen
Es gibt keine einfachen, vorgefertigten und schnell zu findenden Lösungen für die 

Probleme, mit denen die Städte konfrontiert sind. Der Minderung von Diskriminierungen 
aus Gründen der Rasse, der ethnischen Zugehörigkeit und der Religion – und damit der Ver-
besserung der Beziehungen zwischen Gemeinschaften auf kommunaler Ebene – stehen ein-
ige echte Hemmnisse entgegen. Obwohl viele der wichtigsten Institutionen auf kommunaler 
Ebene über eine ganze Palette von Integrations-/Gleichstellungspolitiken, -initiativen und 
strukturen verfügen, sind Ungleichbehandlung und Diskriminierung noch immer schwer zu 
beseitigende Faktoren im Leben großer Teile der muslimischen Gemeinschaften. Die folgen-
den Schlüsselbereiche stellen eine fortwährende Herausforderung dar:

•	 neue städtische Identitäten;

•	 Zugang zu Bildung, Ausbildung und Arbeit;

•	 Unterrepräsentation bezogen auf die Beschäftigung im öffentlichen Dienst;

•	 Mainstreaming von Gleichstellungsfragen in allen Aspekten der Bereitstellung von Ver-
sorgungsleistungen;

•	 politische Repräsentation und Teilhabe;

•	 Konsultation lokaler muslimischer Gemeinschaften und Ausbalancierung von Verant-
wortlichkeiten;

•	 Strafrechtssystem: Überwachung von Diskriminierungen aus Gründen der Rasse, von 
Belästigungen und rassistisch motivierten Zwischenfällen;

•	 Führung und Einfluss.

4.1. Neue städtische Identitäten

Das Bewusstsein, dass sich Gemeinschaften schnell verändern und die frühere 
nationale Homogenität nicht zurückkehren wird, setzt sich immer weiter durch. Das Fehlen 
zwischenmenschlicher Interaktion, insbesondere interethnischer und interreligiöser Inter-
aktion, stellt ein großes Problem dar. Heutzutage leben wir in Gesellschaften, bei denen Se-
gregationstendenzen zu verzeichnen sind, und zwar nicht nur im kulturellen oder ethnischen 
Bereich. Die örtlichen Behörden müssen den Mut haben, eine Suche nach einer neuen städ-
tischen Identität zu beginnen, um die Gefahr fehlender gemeinsamer und gemeinschaft-
licher Zielsetzungen zu vermeiden. Interaktion schafft Chancen und Möglichkeiten – und 
trägt dazu bei, gemeinsame Merkmale zu erkennen und gemeinsame Werte zu entwickeln. 
Ein wichtiger Aspekt dieses Prozesses besteht darin, die gemeinsamen Merkmale sichtbar 
zu machen und hervorzuheben. Kreativität und ein Blick für neue Ausdrucksformen und 
städtische Aktivität kann dazu führen, dass sich wirklich originäre Konzepte entwickeln. 
In wichtigen Bereichen – Kultur, Sport, Freizeit, öffentliche Versorgungsleistungen, Stadt-
planung – wurden bei dieser Suche nach dem, was die Einwohner als ihre neue Identität 
betrachten, Fortschritte gemacht. 
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Rotterdam verwendet viel Mühe darauf, alle Einwohner der Stadt eng in den po-
litischen Konsultationsprozess einzubinden. Führt man sich die Größenordnung des Ar-
beitspensums der Behörden auf kommunaler, regionaler oder nationaler Ebene vor Augen, 
führt der Druck, dem sie infolge der Komplexität der Probleme, mit denen sie fertig werden 
müssen, ausgesetzt sind, zu einer Kluft zwischen der realen Welt, in der die Bürger leben, und 
der Welt der Entscheidungsträger und ihrer Verfahren sowie ihrer Organisation. Daher hat 
der Stadtrat auf einer Reihe öffentlicher Zusammenkünfte mit den Bürgern von Rotterdam er-
örtert, was die Stadt braucht und wie dazu beigetragen werden kann. Vorgesehen ist dabei auf 
jeden Fall eine künftige Ausweitung und Vertiefung des proaktiven Dialogs mit den Einwoh-
nern der Stadt auf gleichberechtigter Basis, wozu beispielsweise das Programm People Make 
the City der Stadt Rotterdam gehört. Herauskristallisiert hat sich aus all diesen Erörterungen 
das Konzept der „Städtischen Bürgerschaft“ als zentrales Konzept, bei dem die Teilhabe aller 
und der Dialog eine entscheidende Rolle spielen. Im Mittelpunkt dieses Konzepts steht das 
Bestreben, die Lebensqualität für jeden Einzelnen zu verbessern. Ein konkretes Beispiel ist der 
„Tag des Dialogs“, an dem fast 2 000 Menschen mit unterschiedlichem Hintergrund zusam-
menkamen und an fast 200 „Tischen“, die von unterschiedlichsten Einrichtungen – beispiels-
weise Restaurantbesitzer, Banken, Wohlfahrtseinrichtungen, Unternehmen usw. – organisiert 
wurden, ihre alltäglichen Erfahrungen und Herausforderungen mit anderen Bürgern teilten. 

Ähnliche Entwicklungen haben in Genk, Aarhus, Bradford und Mannheim 
stattgefunden.

4.2. Zugang zu Bildung, Ausbildung und Arbeit

Die wichtigsten Probleme, mit denen Städte im Bildungsbereich konfrontiert wer-
den, sind schlechtes Abschneiden in der Schule, Tendenzen zu nach Rassen getrennten 
Schulen und Schulabbrecherquoten. Junge Menschen mit muslimischem Hintergrund in 
der Sekundarbildung und auf dem Arbeitsmarkt zu halten, ist ein zentraler Schwerpunkt 
der Stärkung der Bereiche Bildung und Beschäftigung sowie der Beziehung zwischen diesen 
Bereichen.

In Reaktion auf diese wichtigen Herausforderungen entwickelten die Städte Aar-
hus, Bradford, Mannheim und Genk eine Reihe von Initiativen, um den Abbruch der 
Schule zu verhindern und jungen Menschen Sprachkenntnisse und sonstige Qualifikationen 
zu vermitteln, damit sie die Sekundarbildung zum Abschluss bringen können. Die neue In-
tegrationspolitik in Aarhus führte zur Einsetzung eines Bildungs- und Beschäftigungsaus-
schusses, in dem die relevanten Parteien vertreten sein werden. Der Ausschuss wird das Ziel 
verfolgen, Probleme und Möglichkeiten zu erkennen, gemeinsame Ziele und Aktionspläne 
aufzustellen, neue Initiativen zu entwickeln sowie Partnerschaftsvereinbarungen zwischen 
Stadt, Bildungseinrichtungen, Wirtschaft, Vertretern ethnischer Gemeinschaften und son-
stigen relevanten Parteien zu schließen.

4.3. �Unterrepräsentation bezogen auf die Beschäftigung im 
öffentlichen Dienst

Es ist nicht nur inakzeptabel, sondern auch kontraproduktiv, wenn Teile der Be-
völkerung gleicher Chancen, Rechte und Verantwortlichkeiten beraubt werden. Politikge-
stalter haben insbesondere die Jugendarbeitslosigkeit und den Bedarf an Programmen der 
allgemeinen und beruflichen Bildung in späteren Lebensabschnitten im Blick. Ein hoher 
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Prozentsatz der jungen muslimischen Einwohner der Städte bildet eine naheliegende Ziel-
gruppe für den beschäftigungspolitischen Bereich. Auch die beschleunigte Laufbahnent-
wicklung für Mitarbeiter aus ethnischen Minderheiten innerhalb öffentlicher Einrichtungen 
stellt eine Möglichkeit für eine Erhöhung der Anzahl muslimischer Mitarbeiter dar. Beim 
Ausbau der Beschäftigung von Muslimen im öffentlichen Bereich geht es allerdings nicht 
nur um Zahlen. Von entscheidender Bedeutung ist, dass für eine angemessene und ausge-
wogene Platzierung auf den verschiedenen Positionen innerhalb einer Organisation und 
ihrer Hierarchie gesorgt wird.

4.4. �Mainstreaming von Gleichstellungs¬belangen in allen 
Aspekten der Bereitstellung von Versorgungsleistungen

Eine weitere wichtige Herausforderung besteht darin, Versorgungsleistungen 
für alle Gruppen in gleichberechtigter Weise bereitzustellen. Diese Herausforderung stellt 
sich aufgrund der fortwährenden Konzentration von muslimischen Gemeinschaften in be-
stimmten Teilen der Stadt sowie der Initiativen in Bezug auf Langzeitempfänger von Sozi-
alleistungen. Beispielsweise muss im Bereich des Zugangs zur Gesundheitsversorgung eine 
neue Vorgehensweise für die Bereitstellung der herkömmlichen Hausarztbetreuung gefun-
den werden, um den Bedürfnissen von Gemeinschaften mit möglicherweise divergierenden 
Gesundheitsbedürfnissen und unterschiedlichem Verständnis von Gesundheit gerecht zu 
werden. In Verbindung mit dem Zugang zur Gesundheitsversorgung muss die Anerken-
nung von Problemen wie Kommunikationsschwierigkeiten aufgrund von Sprachbarrieren, 
Mangel an in ein leicht verständliches Format übersetzten Informationen sowie Bedürfnisse 
von Menschen mit muslimischem Hintergrund in den Bereichen Ernährung, Bestattung 
und Religionsausübung weiter zunehmen. Mainstreaming bedeutet sicher nicht, ein für 
alle Situationen geeignetes Modell der Bereitstellung von Versorgungsleistungen einzufüh-
ren; vielmehr wird das Bewusstsein für unterschiedliche Bedürfnisse und infolgedessen für 
verschiedene Modelle der Bereitstellung von Versorgungsleistungen zum Kernpunkt der 
operativen Prioritäten der Kommunalbehörden. Zudem bedeutet das Mainstreaming von 
Gleichstellungsbelangen vor allem, dass die Menschen dazu befragt werden, wie ihre Be-
dürfnisse erfüllt werden können, damit Integrativität gegeben ist. Die Städte Mannheim, 
Antwerpen, Bradford, Aarhus, Genk und Rotterdam haben die Notwendigkeit erkannt, 
ihre Bemühungen zu verstärken und die bereits vorhandenen Politiken für ihre Einwohner 
integrativer zu gestalten.

4.5. Politische Repräsentation und Teilhabe

Politische Teilhabe und Repräsentation muslimischer Gemeinschaften auf kommu-
naler Ebene ist ein wichtiges Instrument zur Förderung ihres Gefühls der sozialen Integration 
und Zugehörigkeit. Muslime sind als Stadtverordnete nach wie vor unterrepräsentiert, und 
ihre Sichtbarkeit auf Posten mit Entscheidungskompetenz ist begrenzt. Im Kontext einer weit 
verbreiteten Behördenverdrossenheit nehmen muslimische Gemeinschaften eine Neubewer-
tung ihrer Möglichkeiten einer politischen Einflussnahme vor. In Bradford entspricht die 
Zahl der gewählten Stadtverordneten aus muslimischen Gemeinschaften einem Anteil von 24 
% an der Gesamtzahl der Stadtverordneten, und diese Zahl wird sich im Verlauf der nächsten 
Jahre aller Voraussicht nach noch weiter erhöhen, da die Beteiligung am Wahlprozess inner-
halb des Bezirks an Attraktivität gewonnen hat. Der Bevölkerungszuwachs in der ethnischen 
Minderheitengemeinschaft hat dazu geführt, dass alle wichtigen politischen Parteien mehr 
Kandidaten aufstellen, mit denen sie die Stimmen von ethnischen Minderheitengemein-
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schaften gewinnen können. In der Konservativen Partei ist es zur Aufstellung von profilträch-
tigen Kandidaten gekommen, und Baronin Sayeeda Warsi wurde als erste muslimische Frau 
als Kandidatin für die Wahl zur Schattenministerin für gemeinschaftlichen Zusammenhalt 
aufgestellt. Sie wird als gute Identifikationsfigur für künftige muslimische Frauen betrach-
tet. Mannheim berichtet, dass bislang noch kein Muslim dem Stadtrat angehörte; allerdings 
stellen die (muslimischen) Türken im gewählten Migrationsbeirat die absolute Mehrheit. 
Aarhus hat berichtet, dass sechs von einunddreißig Stadtverordneten einer ethnischen Min-
derheit angehören. Die politische Teilhabe bildete in der früheren Integrationspolitik einen 
besonderen Schwerpunktbereich und ist noch immer von grundlegender Bedeutung für die 
Erreichung der demokratischen Bürgerschaft und des sozialen Zusammenhalts. Hier wird 
davon ausgegangen, dass eine zunehmende Beteiligung von muslimischen Gemeinschaften 
am politischen Prozess ihre Integration als vollberechtigte Mitbürger fördern wird. Auch die 
Schaffung von Jugendparlamenten hat sich als hilfreich dafür erwiesen, der jüngeren Einwoh-
nergeneration Gehör zu verschaffen. 

4.6. �Konsultation muslimischer Gemeinschaften/ Streben nach 
einer neuen Ausgewogenheit der Verantwortlichkeiten

Die örtlichen Behörden werden von Bürgern und Regierungen in zunehmendem 
Maße als die wichtigsten Problemlöser betrachtet, auf regionaler Ebene ebenso sehr wie auf 
nationaler Ebene. Auch die Einwohner von Städten haben eine wichtige Rolle zu spielen. 
Vertrauen zu vermitteln und Verantwortung zu übernehmen ist eine ausschlaggebende He-
rausforderung für alle an der lokalen Gemeinschaft der Zukunft Beteiligten. Für den Zweck 
des sozialen Zusammenhalts auf kommunaler Ebene sollte es eine Art Vereinbarung geben, 
in der die Einwohner der Stadt erklären, dass sie einander mit Respekt behandeln werden. 
Die örtlichen Behörden sollten sich der Tatsache bewusst sein, dass Zuwanderung für die 
einheimische Bevölkerung nicht immer ein schmerzfreier Prozess ist. Somit stellt die Zu-
wanderung nicht nur eine Herausforderung in Bezug auf die Verbesserung der Ergebnisse, 
beispielsweise in den Bereichen Bildung, Beschäftigung, Wohnungswesen usw. dar, sondern 
die örtlichen Behörden haben auch die Aufgabe, mit allen Gemeinschaften einen Dialog über 
die Folgen der Integration für jeden Einzelnen zu führen. 

Die Städte Bradford, Rotterdam, Mannheim und Genk eröffneten eine freimütige 
und offene Debatte über Fragen des gemeinschaftlichen Zusammenhalts und der Integration. 
Die Beteiligung von Minderheitengemeinschaften an der Debatte muss über eine oberfläch-
liche Konsultation hinausgehen. Mit der Erörterung aufseiten der städtischen Behörden muss 
eine Erörterung aufseiten der muslimischen Gemeinschaften einhergehen, da diese die Eigen-
verantwortung für einen Teil ihrer internen Probleme anerkannt und die Verantwortung für 
ein energischeres Vorgehen ihrerseits bei der Lösung dieser Probleme übernommen haben. 

Gegen das schlechte schulische Abschneiden und die geringe Teilnahme an Aus-
bildungsmaßnahmen in derjenigen Gruppe, deren Bedarf in diesem Bereich am größten ist 
und die sich bereits am unteren Ende der sozialen Leiter befindet, müssen die Eltern und die 
Gemeinschaft als Ganzes angehen und dabei zu Partnern der Behörden werden. Vorausset-
zung für die Konsultation des ehrenamtlichen Sektors ist die Bereitstellung angemessener 
Ressourcen, um eine sinnvolle Konsultation möglich zu machen. Auch wenn es „DAS Mo-
dell“ nicht gibt, mit dem muslimische Gemeinschaften im Rahmen des Konsultationspro-
zesses über die Politikgestaltung erreicht und eingebunden werden können, haben die in 
den LCN-Städten angewandten Konzepte und Bemühungen zur Erreichung muslimischer 
Gemeinden doch positive Ergebnisse in Bezug auf die Verbesserung des gemeinschaftlichen 
Zusammenhalts gezeitigt.
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4.7. �Strafrechtssystem: Überwachung von Diskriminierungen 
aus Gründen der Rasse, von Belästigungen und rassistisch 
motivierten Zwischenfällen

Viele Kommunalbehörden haben Diskriminierungen aus Gründen der Rasse im 
Strafrechtssystem hervorgehoben – von der Urteilspraxis der Gerichte bis zur Überrepräsen-
tation von Menschen aus ethnischen Minderheiten in Haftanstalten und der Behandlung von 
Häftlingen aus ethnischen Minderheiten. Mehrere Menschen äußerten Bedenken in Bezug 
auf eine mangelhafte Polizeipraxis. Zu den auftretenden Problemen gehörten eine mangel-
hafte Polizeiarbeit bei Straftaten gegen ethnische Minderheitengemeinschaften und beim 
Umgang mit rassistisch motivierten Straftaten sowie Diskriminierungen bei polizeilichen Er-
mittlungen in ethnischen Minderheitengemeinschaften. Gute Beziehungen zu den Gemein-
schaften sind von grundlegender Bedeutung für eine effektive Polizeiarbeit – dies wurde 
auch in den Erklärungen der Polizei sowie der Vertreter verschiedener Städte eingeräumt. Es 
wurden mehrere Vorschläge dazu gemacht, wie mehr Verständnis und Vertrauen zwischen 
ethnischen Minderheitengemeinschaften und den Institutionen der Strafjustiz erreicht wer-
den könnten, die das LCN weitgehend unterstützt. Diese Vorschläge umfassen:

•	 Beteiligung von Muslimen an der polizeilichen Ausbildung und Sensibilisierung der Po-
lizei für Rassenfragen;

•	 verstärkte Beförderung von muslimischen Polizeibeamten in leitende Funktionen;

•	 gegebenenfalls bessere Überwachung der vorläufigen Festnahme und Durchsuchung von 
Personen („stop-and-search“), um dagegen anzugehen, dass einer ethnischen Minderheit 
angehörende Personen von derartigen Aktionen unverhältnismäßig stark betroffen sind.

4.8. Führung und Maßnahmen

Die Kommunalbehörden stoßen bei der Herstellung guter Beziehungen zwischen 
den Gemeinschaften in der Stadt und bei der Sicherstellung der Chancengleichheit für alle 
auf eine Reihe entscheidender Probleme. Die in letzter Zeit aufgetretenen Probleme im 
Zusammenhang mit Terrorismus und Extremismus sowie die Fragen hinsichtlich der Au-
ßenpolitik von Staatsregierungen haben innerhalb der muslimischen Gemeinschaften viele 
Ängste geschürt. Derzeit versuchen die Kommunalregierungen, durch Kommunikation 
und Konsultation mit den muslimischen Gemeinschaften zusammenzuarbeiten, um diese 
Schwierigkeiten zu überwinden. Auch wenn viele Herausforderungen längerfristig bestehen 
werden, gibt es mehrere, die umgehend angegangen werden müssen, beispielsweise die Ein-
bindung der „stillen Minderheit“ (schwer zu erreichende Gemeinschaften), die Einbindung 
von Frauen, die dazu tendieren, sich von öffentlichen Diskussionen zu distanzieren, sowie 
die Einschaltung der Imame. Man kann durchaus sagen, dass für Bradford eine der größten 
Herausforderungen darin besteht, die Herzen und Köpfe der Menschen zu gewinnen und 
dabei auch die Führung in den Moscheen zu stärken, um diese weniger anfällig für Men-
schen mit extremistischen Ansichten zu machen. Zu diesem Zweck müssen die Vorschriften 
in Bezug auf die Staatsbürgerkunde ausgeweitet und Maßnahmen zur Unterstützung der 
Gemeinschaften ergriffen werden, um die muslimische und theologische Führung zu stär-
ken und so besser mit jungen britischen Muslimen in Verbindung zu kommen. 
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5. �Schlussfolgerungen und  
Meinungen: von den Prinzipien 
zur Praxis

5.1. Schlussfolgerungen

In diesem Abschnitt werden die wichtigsten Schlussfolgerungen aus den vorste-
henden Kapiteln zusammengefasst und die Reaktionen hervorgehoben, die von den wich-
tigsten Einrichtungen der Gemeinde und Region kommen müssen. Die Situation musli-
mischer Gemeinden ist eine Frage, die im Brennpunkt des Interesses steht – allerdings 
nicht, weil Muslime besondere Aufmerksamkeit oder besondere Politiken und Strategien 
erfordern, sondern vielmehr, weil ein Mainstreaming der Bedürfnisse muslimischer Ge-
meinden innerhalb des umfassenderen Kontexts der Politiken für Integration, Gleichstel-
lung, Antidiskriminierung und sozialen/gemeinschaftlichen Zusammenhalt erfolgen muss. 
Mit der systemischen Einbindung muslimischer Gemeinschaften in alle Lebensbereiche 
wird die Fähigkeit verbessert, integrierte Stadtteile und Städte sowie Gesellschaften mit 
aktiver Bürgerbeteiligung zu erreichen.

Die Partizipation von muslimischen Gemeinschaften an allen Aspekten des öf-
fentlichen Lebens ist von entscheidender Bedeutung für die künftige Schaffung einer von 
Rassendiskriminierung und Vorurteilen freien Gesellschaft. Zudem ist dieser Mangel an 
Partizipation einer der Gründe dafür, dass muslimische Gemeinschaften oftmals verdrossen 
und infolgedessen misstrauisch gegenüber den öffentlichen Einrichtungen und deren Lei-
tern sind. In Anbetracht der negativen Erfahrungen, die viele muslimische Gemeinschaften 
mit den Institutionen gemacht haben, müssen noch gewaltige Schritte unternommen wer-
den, um Vertrauen aufzubauen. Es ist jedoch wichtig, dass sich die Institutionen vor einer 
Denkweise hüten, die auf besondere Initiativen für muslimische Gemeinschaften per se 
ausgerichtet ist. Die eigentliche Herausforderung besteht darin, die Kernaktivitäten, Ver-
sorgungsleistungen und Budgets derart zu verändern, dass sie der Vielfalt gerecht werden.

Darüber hinaus sollten die Institutionen offen prüfen, ob institutioneller oder 
struktureller Rassismus vorliegt – als erster Schritt zur Lösung der in diesem Bericht be-
handelten Probleme. Sie müssen ihre Politiken und Verfahrensweisen überprüfen, um be-
urteilen zu können, in welcher Weise dadurch möglicherweise Ungleichheiten verstärkt 
werden, und müssen geeignete Abhilfemaßnahmen ergreifen. Diese Überprüfung sollte ge-
meinsam vorgenommen werden. Ungleichheit der Rassen und Ethnien sowie religiöse Vor-
urteile können nicht isoliert angegangen werden: Nötig sind die Bemühungen aller wich-
tigen Institutionen um eine Zusammenarbeit, damit ein langfristiger Wandel gewährleistet 
werden kann.

5.2. Meinungen 

In diesem Abschnitt werden Politiken und Maßnahmen – teilweise generischer 
Art, teilweise eher spezifischer Art – umrissen, die die FRA empfiehlt, um im Verlauf der 
Beschäftigung mit der Situation muslimischer Gemeinschaften tatsächlich zu Ergebnissen 
zu gelangen. Sie stammen von den Erörterungen mit dem Local Communities Network und 
sollten im Kontext des Mainstreaming innerhalb des allgemeinen politischen Rahmens be-
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trachtet werden. Die Meinungen richten sich vorrangig an Kommunalbehörden und deren 
Institutionen, zum Teil aber auch an Schulbehörden und politische Parteien.

Meinung 1: Aktionsplan

1.1	� Die Kommunalbehörden sollten in Zusammenarbeit mit anderen Institutionen 
bei der Erarbeitung einer Strategie und eines Aktionsplans zur Realisierung des 
gemeinschaftlichen Zusammenhalts – mit messbaren Zielen, klaren Zeitvorgaben 
und Übertragung der Zuständigkeit für die Umsetzung der Empfehlungen an Ein-
zelpersonen oder Organisationen – die Führung übernehmen. Basieren sollte ein 
derartiger Aktionsplan auf einem starken Engagement für Nichtdiskriminierung, 
Gleichstellung und sozialen Zusammenhalt sowie dafür, dass sichergestellt wird, 
dass alle am sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen und politischen Leben der Stadt 
teilhaben können.

1.2	� Die Kommunalbehörden sollten ferner den Aufbau von Datenbanken mit Projekten 
zu bewährten Verfahren und Politiken, die sich als wirksam erwiesen haben, in 
Erwägung ziehen, um diese gemeinsam und horizontal mit anderen Städten und 
Regionen zu nutzen.

Meinung 2: Verantwortlichkeit der Kommunalbehörde

2.1	� Gleichstellungspolitiken in allen öffentlichen und privaten Einrichtungen müssen 
die sich verändernden Konturen der Diskriminierung berücksichtigen und bemüht 
sein, alle Aspekte einer möglichen Diskriminierung muslimischer Gemeinschaften 
zu behandeln.

2.2	� Innerhalb eines durch Gesetze und Politiken festgelegten Rahmens für kohärente 
Gemeinschaften muss die Kommunalbehörde eine größere Managementverantwor-
tung für die Erreichung klar definierter Ziele im Bereich der Rassengleichstellung 
im Bezirk haben, untermauert durch wirksame Regelungen für das Leistungsma-
nagement sowie regelmäßige Bewertungen.

2.3	� In allen Institutionen sollten sich die Abteilungs- oder Ressortleiter für Gleich-
behandlung und Nichtdiskriminierung einsetzen. Die Entwicklung von Gleichstel-
lungsprogrammen und Schulungsmaßnahmen im Bereich der Antidiskriminierung 
für alle Vorgesetzten und Führungskräfte in öffentlichen und privaten Einrich-
tungen sollte stärker in den Vordergrund rücken.

2.4	� Die Kommunalbehörden könnten in Erwägung ziehen, Feste aller Religionen als 
öffentliche Stadtfeste zu feiern, und könnten Projekte fördern, die die Stärkung des 
interreligiösen Dialogs zum Ziel haben.

2.5	� Die Medienberichterstattung über Gleichstellung und Vielfalt sollte nachdrücklich 
und konkret eingefordert werden.

2.6	� Die Führung der Kommunalbehörden und die mit den örtlichen Polizeikräften zum 
Zweck der Bekämpfung rassistisch motivierter Straftaten geschmiedeten Allianzen 
haben sich als für muslimische Gemeinschaften vorteilhaft erwiesen. Die Kom-
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munalbehörden sollten daher die Idee des Monitorings und der Datenerhebung 
zu rassistisch motivierten Straftaten fördern. Wenn Erhebungsmechanismen vor-
handen sind, sollten die Kommunalbehörden die Tatsache berücksichtigen, dass 
es möglicherweise dennoch eine Dunkelziffer gibt, und sollten vertrauensbildende 
Maßnahmen innerhalb der Gemeinschaft ergreifen, um eine verstärkte Meldung 
von Vorfällen zu unterstützen. Beispielsweise sind manche muslimischen Gemein-
schaften möglicherweise nicht bereit, sich über rassistische Vorfälle zu beschweren, 
zum Teil aufgrund von Sprachbarrieren.

Meinung 3: Bessere Bildungsergebnisse

3.1	� Die Schulbehörden sollten einen Aktionsplan mit mittel- bis langfristigen Zielen, 
Indikatoren und Benchmarks entwickeln, um zusammen mit Eltern aus musli-
mischen Gemeinschaften tätig zu werden.

3.2	� Die Schulbehörden sollten mit der Entwicklung eines erweiterten Mentoring-Pro-
gramms für Schüler mit muslimischem Hintergrund fortfahren und parallel dazu 
durch intensives Monitoring sicherstellen, dass zusätzliche Mittel die am stärksten 
benachteiligten Kinder erreichen.

3.3	� Es sollten besondere Kontrollen derjenigen Schulen in Auftrag gegeben werden, bei 
denen Schulverweisungen oder Schulschwänzerei in den muslimischen Gemein-
schaften und insbesondere den am stärksten gefährdeten Gruppen unverhältnismä-
ßig häufig vorkommen.

3.4	� Die Schulbehörden sollten in allen Schulen Ziele für die Einstellung, Fortbildung, 
Bindung und Förderung von Lehrern mit muslimischem Hintergrund oder einem 
anderen ethnischen Minderheitenhintergrund festlegen und überwachen.

3.5	� Die Vorschulerziehung sollte stärker zur Verbesserung der Integrationsfähigkeit 
der Schüler in Grundschulen genutzt werden.

3.6	� Die Schulbehörden sollten Datenbanken mit bewährten Verfahren für den Ausbau 
der Teilnahme von Schülern an der Vorschulerziehung entwickeln und diese ge-
meinsam und horizontal mit verschiedenen Schulbezirken nutzen.

3.7	� Die Segregation in der Bildung – sei sie unbeabsichtigt oder die Folge sozialer und 
wohnungspolitischer Faktoren – stellt eine Barriere für die Entwicklung der Vielfalt 
und der Interaktion zwischen Gemeinschaften auf lokaler Ebene dar. Die Kom-
munalbehörden sollten Politiken entwickeln, durch die die umfassende Beteiligung 
aller verschiedenen Gemeinschaften an ihren Schulen erhöht wird.

3.8	� Die Schulbehörden sollten die Strategien für die Einstellung und Bindung von eth-
nischen Minderheiten angehörenden Schuldirektoren an allen Schulen überwachen 
und überprüfen sowie die Schulen beim Ausbau einer qualitativ hochstehenden 
Bildung unterstützen. 
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Meinung 4: Beschäftigung und Chancengleichheit

4.1	� Als Teil eines städtischen Plans zur Förderung der Beschäftigung ethnischer Grup-
pen sollten die Kommunalbehörden auf lokaler Ebene einen Dialog mit dem pri-
vaten Sektor entwickeln, um öffentlich-private Partnerschaften mit privaten Unter-
nehmen auszubauen.

4.2	� Die Kommunalbehörden sollten in Zusammenarbeit mit der lokalen Wirtschaft 
Verhaltensgrundsätze für Unternehmen formulieren, die Arbeitskräfte mit vielfäl-
tigem ethnischen Hintergrund einstellen oder geschäftliche Möglichkeiten für eth-
nische Minderheiten unterstützen. 

4.3	� Die Kommunalbehörden sollten Pläne und Ziele verabschieden, um die Chancen-
gleichheit für im öffentlichen Sektor auf lokaler Ebene beschäftigte ethnische Min-
derheitengruppen, darunter Muslime, zu gewährleisten sowie deren Beschäftigung 
in privatwirtschaftlichen Unternehmen zu fördern. Diese Pläne können konkrete 
Fördermaßnahmen umfassen.

4.4	� Die Kommunalbehörden sollten bestimmte Projekte gezielter auf Jugendliche aus-
richten und insbesondere deren Situation im Hinblick auf den Zugang zu Bildung, 
Beschäftigung usw. ansprechen.

Meinung 5: Dialog und Teilhabe

5.1	� Im Rahmen ihrer politischen Arbeit sollte die Kommunalbehörde die Notwendig-
keit der Gleichbehandlung von Menschen mit dem Erfordernis einer differenzierten 
Behandlung von Menschen und dem Bedürfnis nach einem Zusammengehörigkeits-
gefühl in Einklang bringen. Es sollte ein starkes Engagement für Zusammenhalt und 
Gleichstellung vorhanden sein, um ein Zusammengehörigkeitsgefühl zu gewährlei-
sten und sicherzustellen, dass alle Gemeinschaften am sozialen, wirtschaftlichen, 
kulturellen und politischen Leben der Stadt teilhaben können.

5.2	� Politische Parteien sollten die politische Teilhabe muslimischer Gemeinden för-
dern, insbesondere von Frauen und Jugendlichen. Die muslimischen Gemein-
schaften selbst sollten sich aktiver für den politischen Prozess engagieren und die 
Beteiligung von Frauen und Jugendlichen unterstützen. 

5.3	� Politische Parteien sollten sich für eine angemessene Vertretung muslimischer Ge-
meinschaften auf jeder Parteiebene einsetzen, wobei die Parteiführung besondere 
Verantwortung für die Mitgliedschaft trägt und insbesondere für die Förderung 
und Unterstützung der Aufstellung von Kandidaten für politische Funktionen ver-
antwortlich ist.

5.4	� Die Kommunalbehörden sollten neue Formen der Zusammenarbeit sowie neue 
Prozesse entwickeln und versuchen, dabei einen fortlaufenden Dialog, die Konsul-
tation aller Akteure, Taskforces unter Beteiligung der Zivilgesellschaft, die Medien, 
die Kommunalbehörden sowie die Behörden auf nationaler und europäischer Ebene 
einzubinden.

5.5	� Von den Ratsvorsitzenden oder dem Bürgermeister sollte eine Aufforderung zur 
Einbindung muslimischer Gemeinschaften in den auf öffentlichen Debatten beru-
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henden Politikgestaltungsprozess im Bereich des gemeinschaftlichen Zusammen-
halts ausgesprochen werden, um die politische Führung und Verantwortung aufsei-
ten der Kommunalbehörden deutlich zu machen.

5.6	� Die Kommunalbehörden sollten sich um die eindeutige Anerkennung der Rolle der 
muslimischen Gemeinschaften für die Ermittlung und Festlegung von Strategien 
zur Minderung des Gefühls des Ausgeschlossenseins bemühen.

Meinung 6: �Evaluierung und Überwachung der Umsetzung von 
Politiken

6.1	� Die Kommunalbehörden sollten anonymisierte Daten über die ethnische Zugehö-
rigkeit ihrer Einwohner erheben und diese zum Zweck der Hervorhebung mög-
licher Klüfte und Ungleichheiten analysieren, Fragen zu den Begünstigten einer 
gegebenen öffentlichen Versorgungsleistung und den Ergebnissen für verschiedene 
Gemeinschaften beantworten und – was am allerwichtigsten ist – feststellen, ob 
möglicherweise eine Gruppe nicht in der Lage ist, von einer gegebenen öffentlichen 
Versorgungsleistung zu profitieren.

6.2	� Die Kommunalbehörden sollten Ziele und Benchmarks für die Messung der Inte-
gration muslimischer Gemeinschaften festlegen und dabei die allgemeine ethnische 
Zusammensetzung des Bezirks sowie allgemeine gemeinschaftliche Zielsetzungen 
berücksichtigen.

6.3	� Es sollten geeignete Strukturen oder Prozesse innerhalb der Kommunalbehörde 
geschaffen werden, um die Umsetzung der Gleichstellungspolitik zu überwachen. 
Überwachungssysteme sollten unabhängig, transparent, gut koordiniert und hin-
reichend fundiert sein; ferner sollten an ihnen leitende Beamte sowie Vertreter ver-
schiedener ethnischer Minderheitengemeinschaften, einschließlich muslimischer 
Gemeinschaften, beteiligt sein, die von den Gemeinschaften selbst ausgewählt wer-
den. Die Gleichstellung der Geschlechter sollte anhand vorab festgelegter Indika-
toren und Benchmarks überwacht werden.  

6.4	� Innerhalb eines Mehrjahresprogramms oder einer Mehrjahresstrategie sollten die 
Kommunalbehörden eine regelmäßige Evaluierung vornehmen, beispielsweise zwei-
mal alle fünf Jahre und nach dem Abschluss, um langfristige Auswirkungen und 
Ergebnisse für das Spektrum der anvisierten Begünstigten erkennen zu können.

6.5	� Die Evaluierung sollte die Behörden auf nationaler, regionaler und/oder lokaler 
Ebene in die Lage versetzen, die Evaluierungsergebnisse als Input zu verwenden, 
um zu beurteilen, ob eine weitere Strategie/Politik erarbeitet werden muss.

6.6	� Die Kommunalbehörden könnten die Durchführung einer Evaluierung sowie die 
Überwachung der ergriffenen Maßnahmen und der erzielten Verbesserungen einer 
unabhängigen Stelle übertragen, beispielsweise einer Universität oder Hochschule 
am Ort. 

6.7	� Die Kommunalbehörden könnten in Betracht ziehen, zusammen mit anderen Städ-
ten ein Peer-Review-Instrument einzusetzen, um ihre Gleichstellungspolitiken und 
ihre Politiken für den gemeinschaftlichen Zusammenhalt zu beurteilen. 
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